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1.2 

Fremdhilfe kaum Erfahrungen hat. Die Bevölkerung 
benötigt für solche Situationen besondere Hand-
lungskompetenzen. Deshalb sollen die Bürgerinnen 
und Bürger zielgruppengerecht und an elementaren 
Handlungskompetenzen orientiert in Erster Hilfe mit 
Selbstschutzinhalten ausgebildet werden. 
Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen 

zur Ausbildung der Bevölkerung  
in Erster Hilfe mit Selbstschutzinhalten 

(Förderrichtlinie EHSH) 

vom 1.10.2019 
er Grundlage der §§ 23 und 44 der Bundeshaushalts-
ng (BHO) sowie der Nr. 15.2 der Allgemeinen Verwal-

vorschriften zu § 44 BHO erlässt das Bundesministeri-
es Innern, für Bau und Heimat (BMI) nach Anhörung 
undesrechnungshofes (BRH) diese Richtlinie. 

t 

rderziel und Zuwendungszweck 

egenstand der Förderung 

wendungsempfänger 

sondere Zuwendungsvoraussetzungen 

rt und Umfang, Höhe der Zuwendungen 

nstige Zuwendungsbestimmungen 

rfahren 

eltungsdauer 

Förderziel und Zuwendungszweck   

Der Bund gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie 
und der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu 
§§ 23, 44 BHO Zuwendungen zur Förderung der 
Ausbildung der Bevölkerung in Erster Hilfe mit 
Selbstschutzinhalten. 

Das Ziel dieser auf Grundlage des § 24 Zivilschutz- 
und Katastrophenhilfegesetz (ZSKG) geleisteten För-
derung ist, die Resilienz und praktische Fähigkeit der 
Bevölkerung zur Selbst- und Fremdhilfe im Zivil-
schutzfall und in außergewöhnlichen Notlagen bis 
zum Eintreffen professioneller Hilfskräfte zu steigern 
und sie zu deren weiteren Unterstützung zu befähi-
gen. 

Bei Großschadensereignissen, Katastrophen bis hin 
zum Zivilschutzfall ist der Überbrückungszeitraum 
für die Zivilbevölkerung bis zum Eintreffen staatlich 
organisierter Hilfe um ein Vielfaches höher als bei 
Erste-Hilfe-Leistungen im Alltag. Dem organisierten, 
professionellen Hilfeleistungssystem des Alltags steht 
eine Bevölkerung gegenüber, die mit der Praxis von 
größeren Notfällen, Katastrophen und der damit ein-
hergehenden Bewältigung im Rahmen der Selbst- und 

1.3 Die Erste-Hilfe-Ausbildung mit Selbstschutzinhalten 
ist ein neues Rahmenkonzept. Das Konzept ist so 
strukturiert, dass durch seinen modularen und ziel-
gruppenorientierten Aufbau Handlungskompeten-
zen in der Bevölkerung größtmöglich generiert wer-
den können. Die ausgewählten Zielgruppen knüpfen 
an die Erhebungen des Statistischen Bundesamts zum 
Bevölkerungsstand an. Die erste Phase der Projekt-
förderung soll prioritär die Zielgruppen Kinder, Ju-
gendliche, junge Erwachsene und junge Familien er-
reichen. Sie eignen sich besonders, um in einer gestaf-
felten, aufeinander aufbauenden Ausbildung die 
Selbstschutz- und Selbsthilfekompetenzen aufzubau-
en und weiterzuentwickeln. Durch Wiederholung 
und Erweiterung der Lerninhalte in den unterschied-
lichen Lebensphasen nach dem Prinzip des lebenslan-
gen Lernens werden die erlernten Kompetenzen auch 
in der Stresssituation eines Zivilschutzfalls abrufbar 
und einsetzbar sein. Weiterer Grund für die Priorisie-
rung dieser Zielgruppen ist die Multiplikatorenwir-
kung von Jugendlichen und jungen Erwachsenen im 
Hinblick auf andere Zielgruppen wie beispielsweise 
Seniorinnen und Senioren. Die Ausbildung dieser 
Zielgruppe soll in einem zweiten Schritt erfolgen. 

1.4 Die Förderung zielt zusätzlich darauf ab, das Be-
wusstsein der Bevölkerung für die herausragende Be-
deutung des Ehrenamtes, das der Bund wegen seiner 
sicherheitspolitischen Bedeutung und Verankerung 
im nationalen Hilfeleistungssystem auf Grundlage 
des § 20 ZSKG aktiv fördert, zu stärken. 

1.5 Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Kata-
strophenhilfe (BBK) (im Folgenden Zuwendungsge-
ber genannt) ist vom Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat (BMI) mit der Gewährung von 
Zuwendungen im Sinne dieser Richtlinie beauftragt. 

1.6 Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung be-
steht nicht. Vielmehr entscheidet der Zuwendungsge-
ber aufgrund seines pfichtgemäßen Ermessens im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 

2 Gegenstand der Förderung 

2.1 Gegenstand der Förderung des Bundes sind Ausbil-
dungsmaßnahmen zur Steigerung der Resilienz und 
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praktischen Fähigkeit der Bevölkerung zur Selbst-
und Fremdhilfe im Zivilschutzfall und in außerge-
wöhnlichen Notlagen entsprechend dem jeweils aktu-
ellen Rahmenkonzept „Ausbildung in Erster Hilfe 
mit Selbstschutzinhalten“ des Zuwendungsgebers. 

2.2 Die Ausbildungsmaßnahmen sollen sich an der Al-
tersgruppenstruktur der Bevölkerung ausrichten. 

2.3 Im Rahmen der Förderung sollen im Förderzeitraum 
bis zu 450.000 Teilnehmende ausgebildet werden. Die 
Ausbildungsmaßnahmen sollen die Teilnehmenden 
zusätzlich über die Bedeutung und die Möglichkeiten 
eines ehrenamtlichen Engagements im Bereich des 
Bevölkerungs- und Katastrophenschutzes informie-
ren. 

2.4 Der konkrete Inhalt der förderungsfähigen Ausbil-
dungsmaßnahmen richtet sich nach den auf Grundla-
ge des aktuellen Rahmenkonzepts „Ausbildung in 
Erster Hilfe mit Selbstschutzinhalten“ vom Zuwen-
dungsgeber erarbeiteten Bildungsplänen. 

3 Zuwendungsempfänger 

3.1 Zuwendungsempfänger sind insbesondere die nach 
§ 26 Absatz 1 Satz 2 ZSKG im Zivilschutz im Sinne 
des § 1 ZSKG mitwirkenden privaten Organisationen 

– Arbeiter-Samariter-Bund e.V. 

– Deutsche Lebens-Rettungs-Gesellschaft e.V. 

– Deutsches Rotes Kreuz e.V. 

– Johanniter-Unfall-Hilfe e.V. 

– Malteser Hilfsdienst e.V. 

3.2 Die Förderung kann über ein Zentralstellenverfahren 
oder als unmittelbare Zuwendung erfolgen. Vereinba-
ren Zuwendungsempfänger die Einrichtung einer 
Zentralstelle, sind die Zentralstellen Erstempfänger 
der Zuwendung. Ihnen obliegen ein fachliches Quali-
tätsmanagement und die Weiterleitung von Zuwen-
dungen. 

3.3 Die Zuwendungsempfänger (Erstempfänger) sind be-
rechtigt, Mittel auf der Grundlage eines Weiterlei-
tungsvertrages zum Zwecke der Projektförderung ge-
mäß VV Nr. 12.5 zu § 44 Absatz 1 BHO weiterzulei-
ten. Die Weiterleitung ist nur zulässig, wenn der Zu-
wendungsgeber die Weiterleitung vorab im Zuwen-
dungsbescheid genehmigt, der Weiterleitungsvertrag 
die gemäß VV Nr. 12.6 zu § 44 Absatz 1 BHO erfor-
derlichen Regelungen enthält und Letztempfänger 
sich im Weiterleitungsvertrag vollständig den Bedin-
gungen des Zuwendungsbescheides unterwerfen. Die 
Mittel sind bei ihrer Weiterleitung als Zuwendungen 
des BMI zu kennzeichnen. 

3.4 Antragstellern, über deren Vermögen ein Insolvenz-, 
Vergleichs-, Konkurs-, Sequestrations- oder ein Ge-
samtvollstreckungsverfahren beantragt oder eröffnet 
worden ist, wird keine Zuwendung gewährt. Dasselbe 
gilt für Antragsteller, die eine eidesstattliche Versiche-
rung nach § 889 Zivilprozessordnung abgegeben ha-
ben. 

4  Besondere Zuwendungsvoraussetzungen 

Die Erreichung der Förderziele (insb. Ziff. 1.2 bis 
Ziff. 1.4, Ziff. 2.2., 2.3) setzt eine breite Streuung und 
ein Mengengerüst des Ausbildungsangebotes im ge-
samten Bundesgebiet voraus. Eine an der Bevölke-
rungsstruktur orientierte Verteilung der Teilneh-
merinnen- und Teilnehmerzahlen auf Großstädte, 
Ballungszentren und ländliche Gebiete ist ein wichti-
ger Indikator. Der Zuwendungsgeber wird dazu die 
im Rahmen des projektbegleitenden Monitorings zu 
erhebenden Ausbildungsdaten mit einem Geogra-
phie-Informationssystem auswerten. Diese Auswer-
tung korrespondiert mit der Pficht der Zuwendungs-
empfänger, dem Zuwendungsgeber eine Aufistung 
der Orte (PLZ), an denen die Ausbildungen durchge-
führt worden sind, zur Verfügung zu stellen. 

Die Zuwendungsempfänger sind zwecks Sicherstel-
lung des projektbegleitenden Monitorings verpfich-
tet, laufend folgende Daten und Informationen aus 
der Ausbildung zu erheben: 

– Anzahl der Teilnehmerinnen und/oder Teilneh-
mer je durchgeführter Ausbildungsmaßnahme, 

– Angabe, ob eine/ein hauptamtliche/r oder ehren-
amtliche/r Ausbilderin/Ausbilder die Ausbil-
dungsmaßnahme durchgeführt hat, 

– Anzahl der durchgeführten Ausbildungsmaßnah-
men nach Durchführungsort (PLZ und Ort), 

– zielgruppengerechte Bewertung der Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer zum Nutzen und zur Zieler-
reichung der jeweiligen Ausbildungsmaßnahme 
(z.B. Feedback-Zielscheibe), 

– zielgruppengerechte Dokumentation des Interes-
ses der Teilnehmerinnen und Teilnehmer, sich im 
Zuge der Ausbildungsmaßnahme über Möglich-
keiten, sich im Zivil- und Katastrophenschutz eh-
renamtlich zu engagieren, zu informieren. 

Für die Erhebung sind standardisierte Formulare 
nach den Vorgaben des Zuwendungsgebers zu ver-
wenden. Bei der Erhebung der Daten und Informati-
onen ist insbesondere das Datenschutzrecht zu be-
achten. 

4.2.3 Die Zuwendungsempfänger sind verpfichtet, die er-
hobenen Daten und Informationen dem Zuwen-
dungsgeber in der im Zuwendungsbescheid genann-
ten Form zur Verfügung zu stellen. Sie übernehmen 
die Gewähr für die Richtigkeit der erhobenen Daten 
und Informationen und sind verpfichtet, dem Zu-
wendungsgeber auf Verlangen die unter 4.2.2 genann-
ten Formulare zu den jeweiligen Ausbildungsmaß-
nahmen zur Verfügung zu stellen. 

4.2.4 Der Zuwendungsgeber ergänzt die Erhebung und 
Auswertung der Daten durch Vor-Ort-Prüfungen. 
Die Zuwendungsempfänger teilen dem Zuwendungs-
geber auf Anforderung mit, an welchem Standort sie 
zum genannten Zeitpunkt Ausbildungsmaßnahmen 
durchführen. 
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4.3 Projektbegleitende Erfolgskontrolle 

Die Zuwendungsempfänger sind verpfichtet, dem 
Zuwendungsgeber mit den Zwischennachweisen (sie-
he Ziff. 7.4) einen Evaluationsbericht vorzulegen. 

Der Bericht soll insbesondere folgende Punkte ent-
halten: 

– durchgeführte Ausbildungsmaßnahmen (auch für 
Öffentlichkeitsarbeit und Kommunikation), 

– Darstellung der Ausbildungsmethoden, 

– Gesamtdarstellung der Kooperation mit den vor 
Ort ansässigen Institutionen (z. B. Schulen, Verei-
ne, Bildungsstätten, Kindertageseinrichtungen), 

– Herausforderungen bei der Durchführung und 
daraus resultierende Planänderungen, 

– erreichte und nicht erreichte Ziele der bewilligten 
Maßnahmen, 

– zielgruppengerechte Bewertungen der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer zum Nutzen der durch-
geführten Ausbildungsmaßnahme, Erfolge und 
Beispiele 

Der Evaluationsbericht soll nicht länger als 20 Seiten 
sein (Schriftgröße Arial 11 oder ähnlich). Die sonstige 
Gestaltung bleibt den Zuwendungsempfängern vor-
behalten. 

Zusätzlich führt der Zuwendungsgeber eine Erfolgs-
kontrolle gemäß VV Nummer 11a zu § 44 Absatz 1 
BHO durch. 

4.4 Durchführung der Ausbildungsmaßnahmen 

Für die Durchführung der Ausbildungsmaßnahmen 
gelten die im aktuellen Rahmenkonzept „Ausbildung 
in Erster Hilfe mit Selbstschutzinhalten“ aufgeführ-
ten Bildungspläne. 

Zuwendungsempfänger sind verpfichtet, dem Zu-
wendungsgeber Abweichungen bei der Durchfüh-
rung der Ausbildungsmaßnahmen (z. B. Methodik, 
Zielgruppe) rechtzeitig mitzuteilen. 

Für alle Ausbildungsmaßnahmen gilt eine Mindestan-
zahl von 8 Teilnehmerinnen und/oder Teilnehmern. 
Für den Fall, dass Ausbildungsmaßnahmen mehrere 
Tage umfassen und sich in einem frühen Stadium der 
Ausbildungsmaßnahme zeigt, dass deutlich weniger 
Teilnehmerinnen/Teilnehmer die Ausbildungsmaß-
nahme bis zum Ende in Anspruch nehmen werden, 
kann die Ausbildungsmaßnahme unter dem Gesichts-
punkt des verantwortungsvollen Umgangs mit den 
Fördermitteln abgebrochen werden. Abgebrochene 
Kurse sind nicht zuwendungsfähig. Für abgebroche-
ne Kurse erfolgt auch keine Teilvergütung für bereits 
geleistete Stunden. Werden Ausbildungsmaßnahmen 
durchgeführt, kann die einzelne Teilnehmerin/der 
einzelne Teilnehmer abgerechnet werden, wenn sie/er 
mindestens an 50 % der Kurszeit teilgenommen hat. 

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen 

Die Zuwendungen erfolgen als Projektförderung. 

Im Rahmen dieser Förderrichtlinie sind folgende 
Maßnahmen zuwendungsfähig: 

– Ausbildungsmodule: Ausgaben für die Ausbil-
dungsmodule nach dem aktuellen Rahmenkon-
zept „Ausbildung in Erster Hilfe mit Selbstschut-
zinhalten“ sind als Festbetragsfnanzierung zu-
wendungsfähig. 

– Multiplikatorenschulungen: Ausgaben für Multi-
plikatorenschulungen sind als Anteilsfnanzierung 
zuwendungsfähig. 

– Produktentwicklung: Ausgaben der Produktent-
wicklung (z. B. Personalausgaben/Honorare, 
Lern-/Lehrmaterialien) sind als Anteilsfnanzie-
rung zuwendungsfähig. 

– Zentralstellenverfahren: Ausgaben für das Zen-
tralstellenverfahren, d. h. Verwaltungskosten für 
Koordinierungstätigkeiten, sind im Rahmen der 
Vollfnanzierung abgegolten. 

Die Zuwendungen werden bei der Bewilligung bis zu 
einer Gesamthöhe von jährlich 3.700 T€ begrenzt. 

5.3 Finanzierungsform 

Die Zuwendungen werden als nicht rückzahlbarer 
Zuschuss für die als zuwendungsfähig anerkannten 
Ausgaben gewährt. 

5.4 Förderung der Ausbildungsmodule 

5.4.1 Die Förderung der Ausbildungsmodule nach dem ak-
tuellen Rahmenkonzept „Ausbildung in Erster Hilfe 
mit Selbstschutzinhalten“ erfolgt durch einen Festbe-
trag in Höhe des jeweils aktuellen durch die Bundes-
agentur für Arbeit ermittelten Bundes-Durchschnitts-
kostensatzes (B-DKS) für die Durchführung der Wei-
terbildungsmaßnahme „Erste-Hilfe-Lehrgang“. 

5.4.2 Es gilt der Grundsatz, dass Bundeszuwendungen stets 
wirtschaftlich und sparsam zu verwenden sind. Zu-
wendungsfähig sind nur Ausgaben, die zur Zielerrei-
chung notwendig sind. Diese sind entsprechend zu 
begründen. 

5.4.3 Mit dem Festbetrag für die Ausbildungsmodule nach 
Ziff. 5.4.1 sind alle zuwendungsfähigen Ausgaben 
(einschließlich Personal- und Sachkosten) abgegolten. 

5.4.4 Die Zuwendungen für die Ausbildungsmodule in 
Form des Festbetrages werden mit der Maßgabe ge-
währt, dass bei den Teilnehmenden von einer Eigen-
beteiligung abgesehen wird. 

Der Zuwendungsgeber behält sich inhaltliche Ände-
rungen des Rahmenkonzepts „Ausbildung in Erster 
Hilfe mit Selbstschutzinhalten“ und eine jährliche 
Überprüfung und künftige Anpassung der Festbeträ-
ge als Ergebnis des Zwischennachweises vor. 

Die Ausgaben für die Multiplikatorenschulungen und 
für die Produktentwicklung werden jeweils in Höhe 
der tatsächlich entstandenen Ausgaben abzüglich ei-
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nes Eigenanteils der Zuwendungsempfänger als zu-
wendungsfähig anerkannt. 

Der Eigenanteil der Zuwendungsempfänger umfasst 
bei Multiplikatorenschulungen die Personalausga-
ben/Honorare für das Lehrpersonal. Bei der Pro-
duktentwicklung tragen die Zuwendungsempfänger 
die Personalausgaben/Honorare für die Produktent-
wicklerinnen/Produktentwickler als Eigenanteil. 

Die Ausgaben für das Zentralstellenverfahren sind in 
Höhe der tatsächlich entstandenen Ausgaben voll zu-
wendungsfähig. 

6  Sonstige Zuwendungsbestimmungen 

Im Übrigen gelten die Allgemeinen Nebenbestim-
mungen für Zuwendungen zur Projektförderung 
(ANBest-P) mit der Maßgabe, dass die Regelungen 
der ANBest-P über den zahlenmäßigen Nachweis 
den Erfordernissen des Einzelfalles anzupassen sind. 

7  Verfahren 

Die Zuwendungsanträge sind bis zum 8.12.2019 in 
Schriftform (Antragsvordruck) zu stellen, der An-
tragsvordruck ist auf der Homepage des Zuwen-
dungsgebers abrufbar (www.bbk.bund.de). 

Die Zuwendungsanträge sind schriftlich und elektro-
nisch zu übersenden an das 

Bundesamt für Bevölkerungsschutz 
und Katastrophenhilfe (BBK) 
Provinzialstraße 93 
53127 Bonn 
E-Mail: poststelle@bbk.bund.de 

Die notwendigen Angaben sind durch geeignete Un-
terlagen zu belegen, die Vorgaben gemäß VV Nr. 3 zu 
§44 Absatz 1 BHO sind zu beachten. 

Nicht fristgerecht oder formgerecht unter Verwen-
dung der vom Zuwendungsgeber zur Verfügung ge-
stellten Formulare eingehende bzw. unvollständig 
eingereichte Anträge werden im Bewilligungsverfah-
ren nicht berücksichtigt. 

Die Zuwendungen werden den Zuwendungsempfän-
gern durch den Zuwendungsgeber nach Prüfung des 
vollständigen, förmlichen Antrages im Rahmen der 
im Bundeshaushaltsplan jeweils zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmittel nach pfichtgemäßem Ermes-
sen durch schriftlichen Zuwendungsbescheid frühes-
tens mit Wirkung zum 1.1.2020 bewilligt. 

Die Regelungen zum Mittelabruf in Form des Anfor-
derungsverfahrens nach VV Nr. 7.4 zu § 44 Absatz 1 

BHO und Nr. 1.4 ANBest-P sind Gegenstand des Zu-
wendungsbescheids. 

7.4.1. Dem Zuwendungsgeber sind zu den im Bewilligungs-
bescheid genannten Terminen jährliche Zwischen-
nachweise sowie ein abschließender Verwendungs-
nachweis, bestehend jeweils aus einem Sachbericht 
und einem zahlenmäßigen Nachweis, entsprechend 
der ANBest-P vorzulegen. 

Der Zuwendungsgeber im Sinne der Ziffer 1.5 dieser 
Richtlinie prüft die Zwischennachweise und den Ver-
wendungsnachweis anhand der Sachberichte und zah-
lenmäßigen Nachweise. 

7.4.2. Leitet ein Erstempfänger einer Zuwendung diese im 
Rahmen des Zentralstellenverfahrens weiter, wird der 
Erstempfänger selbst zum Zuwendungsgeber und 
muss die Zwischennachweise und den Verwendungs-
nachweis der Letztempfänger der Zuwendung prü-
fen. Die Prüfung muss nachvollziehbar sein und do-
kumentiert werden. Die Prüfvermerke sind den Zwi-
schennachweisen und dem Verwendungsnachweis des 
Letztempfängers nach Nr. 6.6 ANBest-P beizufügen. 
Der Erstempfänger trägt die volle Verantwortung für 
die zweckentsprechende Verwendung der Mittel 
durch nachfolgende Letztempfänger. Er haftet für das 
Fehlverhalten der Letztempfänger, die Letztempfän-
ger haften als Empfänger der Zuwendung selbst. 

7.5 Zu beachtende Vorschriften 

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung 
der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prü-
fung der Verwendung und die ggf. erforderliche Auf-
hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückfor-
derung der gewährten Zuwendung gelten die §§ 48 bis 
49a Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG), die §§ 23, 
44 BHO und die hierzu erlassenen Allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften, soweit nicht in diesen Förder-
richtlinien Abweichungen von den Allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften zugelassen worden sind. Der 
Bundesrechnungshof ist gemäß § 91 BHO zur Prü-
fung berechtigt. 

8 Geltungsdauer 

Diese Förderrichtlinie tritt am Tage nach ihrer Be-
kanntmachung in und am 31. Dezember 2024 außer 
Kraft. 

Berlin, den 1. Oktober 2019 
KM2-541001/6#3 

Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat 

Im Auftrag 

Sebastian Petyrek 
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